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Öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der Änderung 33 OB des 
Regionalen Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der 
Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen  

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Oberhausen.  

Der Rat der Stadt Herne hat am 09.07.2019 beschlossen:  

1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezügliche 
Stellungnahmen der Verwaltung) zur Kenntnis zu nehmen und 

2. die öffentliche Auslegung und Beteiligung der öffentlichen Stellen und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange auf Grundlage des vorgelegenen Planentwurfs für das 
Änderungsverfahren zum RFNP 33 OB „Zeche Sterkrade“  

Der Änderungsbereich 33 OB „Zeche Sterkrade“ befindet sich im Oberhausener Ortsteil 
Schwarze Heide, der dem Sozialraum Sterkrade-Mitte zugeordnet ist. Begrenzt wird er im 
Süden durch die Von-Trotha-Straße, im Nordosten durch die Bahnanlagen der DB sowie ein 
vorgelagertes Industriegleis sowie im Westen durch Freiflächen, denen sich die dahinter 
liegende Bebauung an der Weierstraße anschließt. Mit der Planung soll das ehemalige 
Gelände der Zeche Sterkrade einer gemischten Nachfolgenutzung aus Wohnen, 
wohnverträglichem Gewerbe und Grün zugeführt werden.  

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), die 
Beteiligung der öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. § 13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LPlG NRW) sowie § 9 Raumordnungsgesetz (ROG).  
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Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange können innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zum ausliegenden 
Änderungsentwurf abgeben. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes soll die Frist gemäß § 3 
(2) BauGB angemessen verlängert werden.  

Im Fall des Änderungsverfahrens 33 OB werden die Planunterlagen für die Dauer von einem 
Monat ausgelegt. Für eine Verlängerung der Regelfrist liegt kein wichtiger Grund vor 
(Planverfahren ohne besondere Komplexität). 

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes hat Auswirkungen auf die Umwelt. 
Daher ist im Rahmen des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 8 Abs. 1 ROG i. V. m. § 2 Abs. 
4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

Neben dem Planentwurf mit beigefügter Begründung enthält insbesondere der 
Umweltbericht nach Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB umweltbezogene Informationen zu 
den Umweltschutzgütern i.S. des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der derzeit geltenden Fassung:  

− Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft einschließlich Natura 2000-Gebiete  

− Fläche  

− Boden 

− Wasser 

− Luft 

− Klima 

− Mensch, Gesundheit, Bevölkerung 

− Kultur- und Sachgüter 

− Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen 

Darüber hinaus sind die folgenden Dokumente verfügbar, die umweltbezogene 
Informationen enthalten:  

Änderungsverfahren 33 OB  

Art der 
vorhandenen 
Information 

Urheber Thematischer Bezug 

Fachliche 
Stellungnahme 

Untere Landschaftsbehörde 
bei der Stadt Oberhausen 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt“ – Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

Landschaftsverband 
Rheinland 

Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ - Hinweise 
auf Grundlagen zur Überprüfung des 
Schutzgutes, Hinweis auf erhaltenswerte 
Elemente (Zechenmauer; Kastanienallee) 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

Landwirtschaftskammer NRW Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ – Hinweise 
auf Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen 
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Art der 
vorhandenen 
Information 

Urheber Thematischer Bezug 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

Industrie- und Handelskammer 
zu Essen 

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Hinweis auf einzuhaltende 
Schutzabstände zu gewerblichen Betrieben 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

Deutsche Bahn AG Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Hinweise auf 
Lärmbelastungen durch den geplanten 
Ausbau der BETUWE- Linie 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz 
(LANUV) sowie Landesbüro 
der Naturschutzverbände 
NRW 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt“ – Hinweise auf planungsrelevante 
Arten (insb. bedeutsames Kreuzkrötenhabitat) 

Stellungnahmen 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange  

RAG Montan Immobilien 
GmbH 

Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ – Hinweise 
auf Anlagen unter Bergaufsicht, Schutzgut 
„Wasser“ – Hinweis auf vorhandene 
Grundwassermessstellen 

 
Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung, Umweltbericht, 
Abwägungssynopse) sowie die nach Einschätzung der Gemeinden der 
Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen liegen in der Zeit  
vom 02.09. bis 02.10.2019 (einschließlich)  
in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. 

In der Stadt Herne können sie an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen 
werden: Technisches Rathaus der Stadt Herne, Langekampstraße 36, 44652 Herne im 
Foyer des Gebäudeteils B. Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 08:00 bis 18:00 Uhr. 

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft 
sind den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
(http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: (0201) 88 61-
210/-212) zu erfragen. Auskunft zum Änderungsverfahren erteilen in der Stadt Herne Herr 
Peter Rogge (Tel.: 02323 / 16 3015) oder Frau Svenja Skowronski (Tel.: 02323 / 16 3771). 

Alle Planunterlagen mit den auszulegenden Unterlagen, der Inhalt der Bekanntmachung 
sowie die Beschlussvorlage können auch auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
eingesehen werden. 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht 
können während der Auslegungsfrist bis zum 02.10.2019 (einschließlich)  

− bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle 
Regionaler Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 

− bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Postfach 101820, 44621 
Herne 

− oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 
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Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von 
Bedeutung ist.  

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. 
Haben mehr als 50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt 
abgegeben, kann die Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht 
in das Ergebnis bei der Stadt Herne während der Dienststunden ermöglicht wird.  

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht 
aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme.  

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen 
bekannt gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft 
der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und 
Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter:  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 
Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 
Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der 
Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können.  

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Herne, den 10.07.2019  Der Oberbürgermeister: i. V. Friedrichs, Stadtrat 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Robert Ursaru 

Für Herrn Robert Ursaru, letzte bekannte Anschrift: Wörthstr. 22, 44629 Herne, liegt bei der 
Stadt Herne, Der Oberbürgermeister, Fachbereich 24/4, Zulassungsbehörde, Südstr. 8, 
44625 Herne, Zimmer Nr. 16, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 

 Ordnungsverfügung vom 11. Juli 2019, Aktenzeichen 24/4 HER-AG740 

Der Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle - nach vorheriger Terminabsprache - 
abgeholt werden (Telefon 02323/16-2088). 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 

Herne, 01.08.2019 
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Jahresabschluss 2018 der Gemeinnützigen Beschäftigungsgesellschaft Herne mbH 

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinnützigen Beschäftigungsgesellschaft Herne 
mbH hat am 3. Juli 2019 den Jahresabschluss 2018 mit einer Bilanzsumme von EUR 
1.297.749,51 und einem Jahresfehlbetrag von EUR 188.323,85 festgestellt und die 
Entnahme des Fehlbetrags aus der Kapitalrücklage beschlossen. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte WIBERA 
Wirtschaftsberatung Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, erteilte am 20. Mai 
2019 den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk. 

„Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat.“ 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen ab sofort bis zur Feststellung des nächsten 
Jahresabschlusses im Verwaltungsgebäude der Stadt Herne, Freiligrathstraße 12, Raum 
421, (4. Etage), während der Servicezeiten zur Einsichtnahme aus. 

Herne, den 07.08.2019  

Gemeinnützige Beschäftigungsgesellschaft Herne mbH  
Brigitte Bartels  
Geschäftsführerin  
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